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Ex-Kanzlerin Merkel bedient sich nach wie vor hemmungslos aus Steuergeld

Wie die Antwort der Bundesregierung auf eine
schriftliche Anfrage des AfD-Bundestagsabgeordneten
Stephan Brandner ergab, beliefen sich die Kosten einer
Assistenz für Frisur und Make-up‘ für die ehemalige
Bundeskanzlerin Angela Merkel im Jahr 2022 auf knapp
40.000 Euro. Im laufenden Jahr haben die Steuerzahler
bereits über 17.000 Euro für die Frisur der Ex-Kanzlerin
ausgeben müssen.

Stephan Brandner kritisiert den ungenierten Griff in den
öffentlichen Haushalt und mahnt zur Zurückhaltung:

„Frisur und Make-up sind Privatsache. Das gilt sowohl
für aktuelle Minister und Kanzler als auch im Besonderen
für ehemalige. Frau Merkel nimmt so gut wie keine
öffentlichen Auftritte wahr. Die Finanzierung ihrer Frisur
durch den Steuerzahler ist somit völlig ungerechtfertigt.
Daneben ist sie mit monatlichen Zahlungen von rund
20.000 Euro mehr als auskömmlich finanziert, sodass sie
ihren Frisör auch selbst bezahlen kann, so wie jeder
andere Rentner auch die Kosten für sein Äußeres selbst
tragen muss. Ich fordere die ehemalige Kanzlerin auf, es
zu unterlassen, weiter ungeniert auf Kosten der
arbeitenden Bürger tief in die Staatskasse zu greifen.
Das gilt allerdings für ihre gesamte Amtsausstattung, die
in unserer Ansicht nach dem Ausscheiden aus dem
Dienst nicht gerechtfertigt ist. Einen entsprechenden
Gesetzentwurf, der endlich eine gesetzliche Regel für die
Ausstattung ehemaliger Kanzler schafft, haben wir dem
Parlament bereits vorgelegt.“
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AfD-Fraktion fordert Prüfungsverfahren gegen Faeser
wegen rechtswidriger Twitterkonto-Parteispende

Der Justiziar der AfD-Bundestagsfraktion Stephan Brandner
fordert in einem Schreiben an Bundestagspräsidentin Bärbel
Bas (SPD) die Wiederaufnahme des Prüfungsverfahrens
gegen die Bundesinnenministerin und hessische SPD-
Spitzenkandidatin Nancy Faeser wegen einer rechtswidrig
erlangten Parteienspende und deren fehlender unmittelbarer
Weiterleitung bei Umwidmung ihres Twitter-Auftritts. 
 
Hintergrund ist die Ankündigung Faesers nach ihrer
Nominierung zur SPD-Spitzenkandidatin in Hessen, ihr
persönliches Twitterkonto nicht mehr von ihrem Ministerium
betreuen zu lassen, um es auch für ihre
Wahlkampfaktivitäten zu nutzen. Während des offiziellen
Betriebs durch das Ministerium hat Faesers Twitterauftritt
mehr als 70.000 Follower hinzugewonnen. Das entspricht
nach Brandners Berechnungen einem geldwerten Vorteil von
mehreren tausend Euro zugunsten des von Faeser geführten
SPD-Landesverbands Hessen.
 
Stephan Brandner begründet die Forderung der AfD-Fraktion
nach Einleitung eines Prüfungsverfahrens, das die
Bundestagsverwaltung im März noch abgelehnt hatte:
 
„Mehrere Mitarbeiter des Innenministeriums waren auf
Steuerzahlerkosten über ein Jahr damit beschäftigt, den erst
privaten, dann ministeriellen und nun wieder privaten
Twitterauftritt der SPD-Politikerin Nancy Faeser zu betreuen
und auszubauen. Die fortgesetzte parteipolitische Nutzung
des Twitterkontos von Frau Faeser ist gleichbedeutend mit
der Annahme des geldwerten Vorteils als Parteispende. Das
Parteiengesetz verbietet, Spenden von öffentlich-rechtlichen
Körperschaften anzunehmen, und verlangt die unverzügliche
Weiterleitung rechtswidrig erlangter Spenden an die
Bundestagsverwaltung.
 
Die Bundestagspräsidentin, die ja ebenfalls der SPD angehört,
muss das Prüfungsverfahren nun unverzüglich ernsthaft
betreiben, um jeden Verdacht einer parteipolitisch
motivierten Vorzugsbehandlung zu vermeiden. Das
Parteiengesetz gilt für alle; auch eine Regierungspartei steht
nicht über dem Gesetz.“
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AfD-Fraktion erspart Bürgern unsinniges Gesetz

Durch einen von der AfD-Fraktion beantragten
„Hammelsprung“ ist am Freitag die Beschlussunfähigkeit des
Bundestages festgestellt worden. Dadurch konnte das von
der Ampel geplante Gesetz zur Steigerung der
Energieeffizienz nicht mehr vor der Sommerpause vom
Bundestag beschlossen werden.

Dazu teilt der Parlamentarische Geschäftsführer der AfD-
Fraktion im Deutschen Bundestag, Stephan Brandner, der den
entsprechenden Antrag im Plenum stellte, mit:

„Durch das parlamentarische Mittel des 'Hammelsprungs' ist
es der AfD-Fraktion heute gelungen, ein weiteres unsinniges
Gesetz der Ampel vorerst zu verhindern. Das ist eine gute
Nachricht für die Bürger. Offenbar hat sich die Mehrheit der
Abgeordneten von SPD, Grünen und FDP schon vorzeitig in die
Ferien verabschiedet. Die Verhinderung dieses überflüssigen
und schädlichen Gesetzes zeigt, wie wirkungsvoll gute
Oppositionsarbeit sein kann.“

Bei dem in Gießen stattfindenden Eritrea-Festival ist es nach
Polizeiangaben zu gewalttätigen Zwischenfällen sowie
„massiven Angriffen“ auch auf Einsatzkräfte gekommen.
Mehrere Polizeibeamte wurden verletzt. Noch gestern hatte
die Polizei in Gießen eine Gefährdungslage der Bevölkerung
als Falschmeldung abgetan.

Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher der
Alternative für Deutschland, erklärt, dass eine solche
Eskalation inakzeptabel sei. Brandner wörtlich:

„Seit Jahren fliegt die Militärdiktatur hochrangige Militärs
nach Deutschland, um das Festival zu begehen. Im letzten
Jahr wurden dutzende Polizisten verletzt und dennoch
scheiterten alle Versuche, dieses sogenannte Festival zu
verhindern. Wie kann man es erlauben, dass die eritreische
Diktatur sich in Deutschland aufspielt, Leib und Leben der
deutschen Polizisten gefährdet und sogar eine Bedrohung für
die deutsche Bevölkerung darstellt. Die Diktatur möge sich
selbst in Eritrea feiern. So etwas hat in unserem Land nichts
verloren."

Gewaltausbrüche in Gießen waren vorhersehbar



Aktuelle Videos
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Wer nichts kann, 
HETZT gegen die AfD 




Wohnungsmangel wegen Millionen
Flüchtlingen

(Gute Fragen - Schlechte Antworten)



Totalschaden Ampel
5 Fragen - 5 Antworten Folge 225

AfD verhindert
Energieschwachsinn mit

Hammelsprung

https://youtube.com/shorts/Iff7g9d6Gl0?feature=share
https://youtu.be/gsZr28bVjV4
https://youtu.be/pGmGZjSNyTo
https://youtube.com/shorts/MHuEuSMKAwY?feature=share
https://www.youtube.com/watch?v=JfP-m4YNUCU
https://www.youtube.com/watch?v=z9i0EUVc2Hw
https://www.youtube.com/watch?v=z9i0EUVc2Hw




Apple: 

 https://podcasts.apple.com/us/podcast/mi%C3%9Ftra
uensvotum-gegen-scholz-habeck-und-co-brand-

ner/id1680346167?i=1000614740744
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Graue Wolken über der

parlamentarischen Demokratie 
BRAND(NER) AKTUELL

Folge 15

Aktueller Podcast



Google: 



https://podcasts.google.com/feed/aHR0cHM6Ly9hb
mNob3IuZm0vcy9kZGZhNTgyNC9wb2RjYXN0L3Jzcw



Amazon Music: 

 https://music.amazon.com/podcasts/8c238535-
9297-456d-be54-df7237c2c58e/brandner-aktuell-

der-sonntagspodcast-mit-dem-
afdbundestagsabgeordneten-stephan-brandner 






Spotify: 



https://open.spotify.com/episode/2uJOjMQ
ZNBYAY5GiHANlSV

Oder auch hier:

https://youtu.be/3NH343p5IHU
https://podcasts.apple.com/us/podcast/volksabstimmungen-statt-r%C3%A4terepublik-brand-ner-aktuell/id1680346167?i=1000612938607
https://podcasts.apple.com/us/podcast/volksabstimmungen-statt-r%C3%A4terepublik-brand-ner-aktuell/id1680346167?i=1000612938607
https://podcasts.apple.com/us/podcast/brand-ner-aktuell-der-sonntags-podcast-mit-dem-afd-bundestagsabgeordneten-stephan-brandner/id1680346167
https://www.youtube.com/watch?v=7FtwJwJYLm0
https://www.youtube.com/watch?v=7FtwJwJYLm0
https://podcasts.google.com/feed/aHR0cHM6Ly9hbmNob3IuZm0vcy9kZGZhNTgyNC9wb2RjYXN0L3Jzcw?sa=X&ved=0CAMQ4aUDahcKEwjAmNyQ3Pb-AhUAAAAAHQAAAAAQAg
https://podcasts.google.com/feed/aHR0cHM6Ly9hbmNob3IuZm0vcy9kZGZhNTgyNC9wb2RjYXN0L3Jzcw?sa=X&ved=0CAMQ4aUDahcKEwjAmNyQ3Pb-AhUAAAAAHQAAAAAQAg
https://podcasts.google.com/feed/aHR0cHM6Ly9hbmNob3IuZm0vcy9kZGZhNTgyNC9wb2RjYXN0L3Jzcw
https://music.amazon.com/podcasts/8c238535-9297-456d-be54-df7237c2c58e/brand-ner-aktuell---der-sonntags-podcast-mit-dem-afd-bundestagsabgeordneten-stephan-brandner
https://music.amazon.com/podcasts/8c238535-9297-456d-be54-df7237c2c58e/brand-ner-aktuell---der-sonntags-podcast-mit-dem-afd-bundestagsabgeordneten-stephan-brandner
https://music.amazon.com/podcasts/8c238535-9297-456d-be54-df7237c2c58e/brand-ner-aktuell---der-sonntags-podcast-mit-dem-afd-bundestagsabgeordneten-stephan-brandner
https://music.amazon.com/podcasts/8c238535-9297-456d-be54-df7237c2c58e/brand-ner-aktuell---der-sonntags-podcast-mit-dem-afd-bundestagsabgeordneten-stephan-brandner
https://music.amazon.com/podcasts/8c238535-9297-456d-be54-df7237c2c58e/brand-ner-aktuell---der-sonntags-podcast-mit-dem-afd-bundestagsabgeordneten-stephan-brandner
https://open.spotify.com/episode/2uJOjMQZNBYAY5GiHANlSV
https://open.spotify.com/episode/2uJOjMQZNBYAY5GiHANlSV
https://open.spotify.com/episode/2uJOjMQZNBYAY5GiHANlSV


Kommende Termine I.
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Kommende Termine II.
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Brandners Bericht aus Berlin I.

8

Mittwoch, 05. Juli 2023



Forderung nach Cum-Ex-Untersuchungsausschuss zurückgewiesen



Der Deutsche Bundestag hat erstmals in seiner Geschichte die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zu Cum-Ex abgelehnt,
obwohl die Union das für die Einsetzung erforderliche Quorum erreicht hatte. Der Untersuchungsausschuss soll die Cum-Ex-
Steueraffäre der Hamburger Warburg Bank und die Rolle des damaligen Ersten Bürgermeisters und heutigen Bundeskanzlers Olaf
Scholz untersuchen. Ein Geschäftsordnungsantrag der AfD-Fraktion, Scholz zur Debatte herbeizurufen, wurde abgelehnt.
Kay Gottschalk (AfD) nannte das Verhalten der Koalition einen „Anschlag von noch nie dagewesener Qualität auf das Minderheitenrecht
der Opposition“. Gottschalk sprach von einer Delegitimierung der Demokratie. Der Bundestag habe eine direkte
Untersuchungskompetenz. Die Koalition begehe eine „ganz bewussten Verfassungsbruch“, überschreite eine „rote Linie“ und sei „eine
Schande für unser Land“.



Aktuelle Stunde zum Wirtschaftsstandort Deutschland



Der Bundestag hat in einer Aktuellen Stunde auf Verlangen der CDU/CSU-Fraktion über das Thema „Standort Deutschland in Gefahr“
debattiert. Die Oppositions- und Regierungsparteien zeichneten ein jeweils sehr unterschiedliches Bild von der aktuellen
wirtschaftlichen Situation in Deutschland. Die SPD-Fraktion verwies auf die Erfolge der Ampel: „Diese Regierung hat dafür gesorgt, dass
wir keine Energiekrise haben.“ Der Ausbau der erneuerbaren Energien werde den Industriestandort stärken. Die Koalition habe Fesseln
gelöst. 

Bei der AfD-Fraktion stieß das auf wenig Verständnis. Der Weg der Koalition führe weg vom Wohlstand, sagte der wirtschaftspolitischer
Sprecher Leif-Erik Holm. „Deutschland steht im Abgrund“, warnte er. Firmen wanderten ab, weil Deutschland unattraktiver werde. Er
kritisierte sinkende Innovationen, ein Zerbröseln der Infrastruktur und die höchsten Energiepreise „wegen der dümmsten Energiepolitik
der Welt“. Deutschlands Kernproblem sei „die völlig verkorkste Energiepolitik“. Schließlich würden Wärmepumpen und Elektroautos am
Ende mit Kohlestrom betrieben. Öl, das in Deutschland eingespart würde, werde andernorts verbrannt. Holm verwies auf Frankreich und
dessen Kernkraftwerke, die ausreichend Strom lieferten. „Andere Länder sind schlauer.“ Das Kapital fliehe aus Deutschland, investiert
werde dagegen unter anderem in Frankreich. Der AfD-Abgeordnete verlangte von der Regierung eine Rückkehr zu einer „zukunftsfesten
Energieversorgung“, den Abbau von Bürokratie, schnellere Genehmigungsverfahren und eine Modernisierung der Infrastruktur.

 
Donnerstag, 06. Juli 2023



Maßnahmenpaket gegen „Clankriminalität“ gefordert



Die AfD-Fraktion dringt auf ein Maßnahmenpaket zur Bekämpfung der sogenannten Clankriminalität in Deutschland. In einem Antrag
fordert die Fraktion die Bundesregierung auf, kriminellen Clan-Gruppierungen mit einer „Null-Toleranz-Politik“ gegenüberzutreten und
den allgemeinen Ermittlungsdruck zu erhöhen.

Die Fraktion macht sich für eine Intensivierung der übergreifenden Zusammenarbeit der Bundesbehörden und der Bund-Länder-
Koordinierung stark sowie für die Erarbeitung einer Gesamtstrategie zur Bekämpfung der Clankriminalität unter Federführung des
Bundeskriminalamtes in Abstimmung mit den Landeskriminalämtern. Zur Analyse der transnationalen Täterstrukturen im Bereich der
Clankriminalität fordert sie eine Intensivierung der Zusammenarbeit mit ausländischen Polizeibehörden. Daneben soll die
Bundesregierung dem Antrag zufolge alle rechtlichen Voraussetzungen schaffen oder schärfen, um Clankriminalität wirksam
bekämpfen zu können, etwa durch die Beschlagnahme von illegal erworbenem Vermögen. Des Weiteren spricht sich die AfD für
gesetzliche Regelungen zur Erleichterung der Ausweisung krimineller Clanmitglieder, der Verhinderung der Einbürgerung von
kriminellen Mitgliedern von Clans und der möglichen Rücknahme ihrer Einbürgerung aus.










Brandners Bericht aus Berlin II.
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Keine Mehrheit für Initiativen zur Sterbehilfe

Der Bundestag hat zwei Gesetzentwürfe von fraktionsübergreifenden Gruppen über eine Neuregelung der Suizidhilfe mehrheitlich
zurückgewiesen. Abgeordnete aus der AfD-Fraktion waren an der Ausarbeitung der Entwürfe und des Antrages nicht beteiligt worden.
Diesen Umstand kritisierte der AfD-Abgeordnete Thomas Seitz scharf. Beide Entwürfe einte, dass mit ihnen Voraussetzungen
geschaffen werden sollten, unter denen Suizidwillige Zugang zu tödlich wirkenden Medikamenten erhalten können. Dazu waren unter
anderem Änderungen im Betäubungsmittelgesetz vorgesehen. Beide Entwürfe sahen zudem eine Regulierung der Werbung für Hilfe zur
Selbsttötung im Heilmittelwerbegesetz sowie jeweils eine Evaluierung vor.

Seitz sprach sich gegen beide Entwürfe aus, der Entwurf der Castellucci-Gruppe entspreche nicht den Vorgaben des
Bundesverfassungsgerichts, dem Helling-Plahr/Künast mangle es an einem ausreichenden Schutzkonzept. Die AfD-Abgeordnete Beatrix
von Storch sprach sich gegen den assistierten Suizid im Allgemeinen aus. „Anfang und Ende des Lebens liegen allein in Gottes Hand –
daran glaube ich“, so von Storch. 



Freitag, 07. Juli 2023



Eilantrag gegen Gebäudeenergiegesetz erfolgreich



Die Abgeordneten des Bundestages sollten ursprünglich die Novelle des Gebäudeenergiegesetzes abschließend beraten. Mit Beschluss
vom Mittwochabend hatte der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts dem Deutschen Bundestag jedoch untersagt, die zweite
und dritte Lesung zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur „Änderung des Gebäudeenergiegesetzes und zur Änderung der Kehr-
und Überprüfungsordnung“ innerhalb der laufenden Sitzungswoche durchzuführen. Der Antragsteller, dem mehrere Abgeordnete der
AfD-Bundestagsfraktion beigetreten waren, sieht sich durch das Gesetzgebungsverfahren in seinen Rechten als Mitglied des Deutschen
Bundestages verletzt. 

Zu der Gerichtsentscheidung erklärten die Fraktionsvorsitzenden der AfD im Deutschen Bundestag Alice Weidel und Tino Chrupalla: „Das
Bundesverfassungsgericht hat die einzig richtige Entscheidung getroffen. Der Versuch der Koalitionsfraktionen, ihr unausgegorenes,
stümperhaftes und für die Bürger katastrophales Gesetz mit der Brechstange durchzupeitschen, stellt eine grobe Missachtung des
Parlaments und seiner Rechte dar. Das ideologisch motivierte Verarmungsgesetz der Koalition muss jetzt komplett vom Tisch. Das
wäre das Beste für unser Land und seine Bürger.“



Gesetzentwurf zur Einsparung von Energie nicht abgestimmt



Der Bundestag hat nicht wie vorgesehen den von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf „zur Steigerung der
Energieeffizienz und zur Änderung des Energiedienstleistungsgesetzes“ beschließen können. Stephan Brandner hatte für die AfD-
Fraktion kurz vor der Abstimmung vor Sitzungsschluss die Beschlussfähigkeit des Bundestages angezweifelt. Als amtierende
Bundestagspräsidentin ließ Aydan Özoğuz (SPD) zur Feststellung der Beschlussfähigkeit einen „Hammelsprung“ durchführen. Dabei
verlassen die Abgeordneten den Plenarsaal, um je nach Abstimmungsverhalten durch unterschiedliche Türen wieder einzutreten. Beim
Eintritt in den Saal werden sie gezählt. Das Ergebnis der Auszählung erbrachte, dass die Anzahl von 241 Abgeordneten festgestellt
wurde. Für die Beschlussfähigkeit des Bundestages wären 365 Stimmen erforderlich gewesen. Entsprechend der Geschäftsordnung
hob Vizepräsidentin Özoğuz die Plenarsitzung des Bundestages auf. 

Brandner stellte dazu fest: „Durch das parlamentarische Mittel des ‚Hammelsprungs‘ ist es der AfD-Fraktion heute gelungen, ein
weiteres unsinniges Gesetz der Ampel vorerst zu verhindern. Das ist eine gute Nachricht für die Bürger. Offenbar hat sich die Mehrheit
der Abgeordneten von SPD, Grünen und FDP schon vorzeitig in die Ferien verabschiedet. Die Verhinderung dieses überflüssigen und
schädlichen Gesetzes zeigt, wie wirkungsvoll gute Oppositionsarbeit sein kann.“
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Auf dem Weg zur stärksten Kraft im Bund

Schon angekommen in Thüringen



#BRANDNERUNTERWEGS
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4.7.2023

Pressekonferenz 

4.7.2023

Fraktionssitzung

mit dem ersten

AfD-
Bürgermeister

Hannes Loth

7.7.2023

Hammelsprung

im Deutschen

Bundestag

7.7.2023

Letzte
Plenarsitzung vor

der
Sommerpause 

8. und 9. 7.

Klausur des

Fraktions-

vorstandes 
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Wir stehen an Ihrer Seite
Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
E-Post: zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Do: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
E-Post: soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Apolda
Ritterstraße 4 
99510 Apolda
Tel.: 0 36 44 - 83 20 468
E-Post: apolda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Fr: 10-14 Uhr

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.twitter.com/stbrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

Kreisverband Jena-Gera-SHK
Sparkasse Jena Saale-Holzland
IBAN: DE42 8305 3030 0018 0346 75
BIC: HELADEF1JEN
Verwendungszweck: Stephan Brandner

Möchten Sie mich finanziell unterstützen?
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Besuchen Sie mich auch im Netz

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
E-Post: kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di bis Do: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do und Fr: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Altenburg
Kesselgasse 25
04600 Altenburg
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: altenburg@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Mi: 10-17 Uhr

Stellen Sie Ihre Fragen
bei Abgeordnetenwatch

Stephan Brandner 
Platz der Republik 1
11011 Berlin 


